
Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen,

in unserem vergangenen Rundschreiben haben wir ge-
meinsam mit den Erziehungshilfefachverbänden auf den 
dringenden Handlungsbedarf bei der Sicherstellung des 
Kinderschutzes in Zeiten von Corona (COVID-19) hin-
gewiesen. Nach wie vor stellt der aktuelle Verlauf der 
Corona-Pandemie uns alle vor große Herausforderungen. 
Durch das Schließen der Schulen und Kindertagesstätten, 
dem Kontaktverbot und die stark eingeschränkten Frei-
zeitmaßnahmen und Aktivitäten sind viele Familien nach 
wie vor auf sich und eigene Ressourcen angewiesen. In 
diesem Rundschreiben werden wir auf vier Bereiche, die 
den EREV betreffen, eingehen: 
•	 Exemplarische Diskussionen rund um die Corona-Pan-

demie,
•	 SGB-VIII-Reform, 
•	 EREV-Seminare, -Fortbildungen und -Gremien
•	 Projekt Inklusion jetzt! vom BVkE und EREV.

1. Aktuelle Diskussion um die Corona-
Pandemie
Die aktuellen Diskussionen um COVID-19 können hier nur 
exemplarisch dargestellt werden. Differenziert betrachten 
wir die Bereiche: Pädagogik, Organisation und gesell-
schaftliche Diskussion.

1.1 Pädagogischer Bereich

Im pädagogischen Bereich sind uns aktuell keine Situa-
tionen bekannt, in denen junge Menschen bis 14 Jahren 
infiziert sind. Anders verhält es sich bei den Mitarbeiten-
den. Hier gibt es in den Bundesländern unterschiedliche 
Regelungen. Bei Verdachtsfällen werden zum Teil zwei 
Lebensorte definiert. Zum einen die Einrichtung und zum 
anderen der Wohnort der Mitarbeitenden. Vor Herausfor-
derungen stellen uns im Augenblick insbesondere junge 
Menschen, die aus den Betreuungsrastern fallen. Hierzu 
gehören beispielsweise Obdachlose, Heranwachsende und 
geflüchtete junge Menschen. Zu diesen Bereichen erhal-
ten Sie in den nächsten Tagen eine gesonderte Informa-
tion.

Im Bereich des Kinderschutzes ist es aus unserer Sicht 
unabdingbar, dass die Kindertagesbetreuung wieder ge-
währleistet wird. In Zeiten der Bewältigung der Pandemie 
ist es – wie in unserem Rundschreiben ausgedrückt – we-
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Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,

Ausgangssituation
In unserem Rundschreiben 1/2019 haben wir Sie auf 
den aktuellen Prozess im Kontext der Weiterentwick-
lung der Kinder- und Jugendhilfe Mitreden – Mitge-
stalten hingewiesen. 
 Im Rahmen des Prozesses der Arbeitsgruppe wurden 
bisher folgende Themen bearbeitet:
• Wirksamer Kinderschutz und mehr Kooperation
• Unterbringung junger Menschen außerhalb der 

eigenen Familie 

Als Parallelprozess wurde eine wissenschaftliche 
Erhebung zum Thema hochproblematische Kinder-
schutzverläufe: Betroffenen eine Stimme geben in-
itiiert. 

1. Wirksamer Kinderschutz  
und mehr Kooperation  

In der Diskussion zum Thema Kinderschutz und mehr 
Kooperation wurden unter anderem folgende Berei-
che diskutiert:
• Heimaufsicht,
• Kooperation von Kinder-, Jugendhilfe und Ge-

sundheitswesen, 
• Schnittstelle Justiz, 
• Beteiligung, 
• Auslandsmaßnahmen und die Anmerkungen aus 

dem öffentlichen Forum.

Beispielhaft werden wesentliche Punkte aus der 
Diskussion zu diesem Schwerpunkt im Folgenden 
dargestellt. Diese spiegeln nicht die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppe, sondern die wesentlichen Diskussions-
stränge wider. 

• Die Weitergabe von Informationen im Kontext 
familienrechtlicher Verfahren muss eine Passung 
zu den schutzbedürftigen Daten der jungen Men-
schen und Familien aufweisen. 

• Auslandsmaßnahmen sind unter der Perspektive 
geeignet und notwendig zu betrachten und nicht 
als letztes »pädagogisches Mittel«.

• Die Definition von »Zuverlässigkeit des Trägers« 
im Kontext der Diskussion zum Thema Heimauf-
sicht ist zu präzisieren und genauer zu fassen.

• Die »Trägerautonomie beim Liquiditätsnachweis« 
ist zu beachten.

• Die Ombudsstellen sind unabhängig und regelhaft 
zu finanzieren. 

• Der Einrichtungsbegriff sollte familienanaloge 
Wohnformen umfassen.

• Grundsätzlich gilt, dass formalisierte Meldever-
fahren im Rahmen des Kinder schutzes die Gefahr 
der Verantwortungsdelegation mit sich bringen.

• Schutzkonzepte für junge Menschen in Gemein-
schaftsunterkünften sind notwendig.

• Überstandardisierungen im Rahmen der Diskus-
sion zum Kinderschutz bringen die Gefahr der 
fehlenden passenden Hilfen mit sich.

• Junge Volljährige sind oft dem Verschiebebahnhof 
zwischen dem SGB VIII und dem SGB XII ausge-
setzt. 

• Der Begriff der Mitwirkungsbereitschaft ist zu 
streichen und hierbei die inklusive Umgestaltung 
der Maßnahmen zu berücksichtigen.

2. Unterbringung außerhalb der eigenen Familie: 
Kindesinteressen wahren – Eltern unterstützen 
– Familien stärken

Im Rahmen der Diskussion wurden folgende Punkte 
• Beteiligung, Beratung und Unterstützung der El-

tern,
• Schutz kindlicher Bindung bei Hilfen außerhalb 

der eigenen Familie, 
• Unterstützung bei Verselbstständigung und Über-

gangsgestaltung  
• Beratung und Unterstützung der Pflegeeltern, 
• Heimerziehung und Inobhutnahmen 
erörtert.

In der Diskussion wurde deutlich, dass aus empiri-
scher Sicht vieles bekannt ist, aber sich die Kennt-
nisnahme von diesen Untersuchungen zum Teil noch 
unzureichend gestaltet. Im Rahmen der Diskussion zu 
Standards im Kontext der Elternarbeit können diese 
der Beziehungsqualität der Arbeit entgegenstehen, 
wenn der Rahmen zu eng gesteckt ist. Die Grenzen 
der Elternarbeit bei fehlenden Möglichkeiten der 
leiblichen Bezugsperson müssen Berücksichtigung 
finden. Die geteilte Zuständigkeit – insbesondere 
bei behinderten Kindern – sollte abgebaut werden, 
damit eine Nachbetreuung auch mit längerfristiger 
Perspektive erfolgen kann. Die Rückführung ist nicht 
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sentlich, grundlegende Rechte der jungen Menschen und 
Bedarfe der pädagogischen Arbeit zu berücksichtigen. 
Schwierig ist es beispielsweise gerade für die Kinder, die 
in der Eingewöhnungsphase von Kindertagesstätten sind 
und dass die Notbetreuung der verletzbaren jungen Men-
schen und Familien sehr unterschiedlich sichergestellt ist. 
Angebote im Bereich der Erziehung in einer Tagesgruppe      
(§ 32 SGB VIII) müssen für die soziale Infrastruktur von 
Familien und jungen Menschen abgesichert werden.

Das Feld der Regelungen in den Bundesländern ist nach 
wie vor für die einzelnen Arbeitsbereiche sehr unter-
schiedlich. Beispiele hierfür sind die Umgangsweisen mit 
Schulbegleitungen und deren Finanzierungsformen. Hier 
muss es zu einheitlichen Standards kommen. Neben den 
konkreten Fragen des Umgangs im Kontext mit COVID-19 
sind auch die pädagogischen Bereiche wieder vermehrt in 
den Blick zu nehmen. Ein Beispiel ist das Thema der Be-
teiligung von jungen Menschen in Zeiten von Corona. Wie 
sehen hier die Beteiligungsformen aus und welche fle-
xiblen Angebote gibt es? Neben verschiedenen Messen-
gerdiensten, Videobetreuungen und Außenbetreuungen 
ist es von Bedeutung, dass junge Menschen auch in den 
Räumen der Beratungsdienste Angebote erhalten, um Ge-
spräche beispielsweise mit Behörden, Ausbildungsstellen 
oder im Rahmen ihrer Berufstätigkeit zu führen. 

1.2 Organisatorische Schwerpunkte

Die aktuelle Situation ist von einer großen Flexibilität der 
handelnden Personen und Einrichtungen geprägt. Ange-
sichts der aktuellen Herausforderung, dass »auf Sicht ge-
fahren wird«, sind sich ständig verändernde Maßnahmen 
notwendig. Hierzu gehört es, dass Gemeinschaftseinrich-
tungen für Kinder und Jugendliche durch das Zusammen-
leben und die Zusammenarbeit einer Vielzahl von Perso-
nen hygienisch-epidemiologisch besonders bedeutsam 
sind. Neben dem Aufstellen von Hygieneschutzplänen für 
Gemeinschaftseinrichtungen gehören flexible Modelle für 
Mitarbeitende und deren Einsatz hierzu. So erfolgt die 
Tätigkeit aus unterschiedlichen Bereichen der Kinder- und 
Jugendhilfe, beispielsweise in Inobhutnahmestellen. Der 
Umgang mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die zur 
Risikogruppe gehören, ist ebenfalls eine Herausforderung 
der Organisation. Schwierigkeiten treten insbesondere für 
gemischt finanzierte Angebote und Vereine auf. Hier ist 
es notwendig, die soziale Infrastruktur über die Zeit nach 
Corona sicherzustellen und aufrechtzuerhalten.
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1.3 Gesellschaftliche Diskussion

Nach wie vor ist es notwendig, die Kinder- und Jugend-
hilfe sowie Kinderschutzmaßnahmen als systemrelevante 
Infrastruktur einzuordnen. Je länger die Maßnahmen um 
COVID-19 dauern, desto verstärkter wird die Diskussion 
um den Infektionsschutz versus Grundrechte der jungen 
Menschen, Familien und Mitarbeitenden geführt werden. 
Hierzu gehört auch die Auseinandersetzung um das Recht 
auf Bildung und die Förderrechte von jungen Menschen, 
gerade in prekären Lebenssituationen. Das Recht auf Bil-
dung schließt die Ausstattung mit entsprechenden inter-
netfähigen und den Dialog ermöglichenden Technologien 
mit ein.

2. SGB-VIII-Reform
Im Rahmen des Schutzes von Kindern und Jugendlichen 
in stationären Einrichtungen der Kinder- und Jugendhil-
fe hat der Bundesrat den Entwurf zur Änderung des SGB 
VIII an den Bundestag zur Beschlussfassung weitergelei-
tet (BT-Drucksache/19-18315). Der Entwurf bezieht sich 
darauf, die Aufsicht über Einrichtungen stärker auf das 
Schutzbedürfnis von Kindern und Jugendlichen auszu-
richten und die Vorschriften über Auslandsmaßnahmen 
zu konkretisieren und neu zu regeln. 

Im Rahmen der Diskussionen um die Weiterentwicklung 
des SGB VIII fand ebenso eine Anhörung zur Heranzie-
hung von Pflegekindern als Leistungsberechtigte durch 
einen Kostenbeitrag statt. Hieran war der EREV beteiligt, 
wie in unserem Rundschreiben ausgeführt wird. Nach wie 
vor sprechen wir uns dafür aus, ein inklusives Kinder- 
und Jugendhilferecht für alle Kinder – egal ob mit oder 
ohne Behinderung – umzusetzen. Dieses muss inklusiv 
und zusammenhängend gestaltet sein. Ohne die zusam-
menhängende Ausgestaltung und Weiterentwicklung des 
Kinder- und Jugendhilfegesetzes besteht die Gefahr der 
Zersplitterung der einzelnen Leistungsteile und eine un-
terschiedliche Ausgestaltung der Hilfen für die einzelnen 
Zielgruppen, wie zum Beispiel Pflegekinder oder Care Lea-
ver. Da die Hilfen im Kinder- und Jugendhilfegesetz mit-
einander verwoben sind, führt die Veränderung einzelner 
Teilbereiche dazu, dass das gemeinsame Ziel des Rechtes 
auf Förderung der Entwicklung und auf Erziehung zu einer 
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persön-
lichkeit in Frage gestellt ist. Konsequent ist es daher, den 
Entwurf des Bundesrates in die Gesamtreform des SGB 
VIII zu integrieren und die Diskussion in diesem Kontext 
zu führen.

3. EREV-Seminare, -Fortbildungen und 
-Gremien
Für die EREV-Seminare und -Fortbildungen richtet sich 
der Evangelische Erziehungsverband ebenso wie die Mit-
gliedseinrichtungen an den sich ständig veränderten He-
rausforderungen aus. Aktuell stoßen die Verschiebungen, 
Neuorganisationen und die sich verändernden Ausgangs-
bedingungen auf großes Verständnis bei den angemelde-
ten Teilnehmerinnen und Teilnehmern des EREV. Hierfür 
bedanken wir uns herzlich. Ein ebenso großes Verständnis 
liegt bei den Mitgliedseinrichtungen für diese Situation 
vor. In diesem Kontext werden vom EREV neue Formate 
wie zum Beispiel Web-Seminare erprobt und angeboten. 
Ein wesentlicher Schwerpunkt liegt dabei auf der Vernet-
zung in diesen Zeiten von COVID-19, aber eben auch auf 
der Weiterführung der pädagogischen Arbeit in der Kin-
der- und Jugendhilfe.

Auch die Gestaltung der EREV-Gremiensitzungen erfor-
dert wegen der Corona-Pandemie ein neues Herangehen. 
Der Evangelische Erziehungsverband wird daher auch hier 
den Weg von Videokonferenzen prüfen, Formate hierfür 
testen und auf diese neue Weise den Austausch unter den 
Mitgliedseinrichtungen sicherstellen.

4. Projekt Inklusion jetzt!
Trotz der bewegten Zeiten ist das Projekt Inklusion jetzt! 
– Entwicklung von Konzepten für die Praxis – gestartet. 
Unter der Homepage www.projekt-inklusionjetzt.de sind 
zukünftig alle Entwicklungen nachzuvollziehen. Natürlich 
müssen auch hier neue Formen der Projektarbeit gemein-
sam mit den beteiligten Einrichtungen entwickelt werden. 
Das Interesse an der Mitarbeit hat die vorhandenen ge-
planten Kapazitäten weit überschritten. Gemeinsam mit 
dem BVkE sollen erstmals systematisch die Erziehungs-
hilfen für junge Menschen mit und ohne Behinderung im 
Rahmen des Projektes in den Mittelpunkt der Aufmerk-
samkeit gerückt werden. Ziel ist es, einen Beitrag zum 
Recht auf Förderung und auf Erziehung zu einer eigen-
verantwortlichen gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit für 
alle jungen Menschen zu leisten. Zukünftig erfolgt eine 
regelmäßige Information an alle Mitgliedseinrichtungen 
und Interessierte über das Projekt, da das Thema Inklusion 
unabhängig von Corona die Zukunft der Kinder- und Ju-
gendhilfe entscheidend mitprägen wird. 

Hannover, 23. April 2020

Dr. Björn Hagen
Geschäftsführer


